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Liebe Leserinnen und Leser, 
 

329,1 Milliarden Euro – so viel kann der Bund im kommenden 

Jahr ausgeben. Der Haushalt für 2017 ist nach der letzten „Haus-

haltswoche“ (mehr auf S. 3) in diesem Jahr verabschiedet.  

Die „schwarze Null“ wird erneut eingehalten – die SPD-Fraktion 

hat aber auch diesmal erfolgreich dafür sorgen können, dass da-

bei nichts auf der Strecke bleibt. Das von Sigmar Gabriel durch-

gesetzte Solidarpaket wird beispielsweise die innere Sicherheit 

mit 4.300 neuen Stellen und zusätzlichem Budget stärken. Allein 

fünf Milliarden zusätzliche Euro aus dem Paket entfallen auf so-

zialen  Wohnungsbau, soziale Integration, Familien und Lang-

zeitarbeitslose. Beträchtliche Mittel fließen in die Bekämpfung 

von Fluchtursachen und die humanitäre Hilfe, begleitet von wei-

terem Budget für Extremismusprävention.  

Zusätzliche Unterstützung kommt auch den Kommunen zu. Bis 

2019 fließen jährlich fünf Milliarden Euro aus Berlin in die Kreise, 

Städte und Gemeinden – das wird auch im Wahlkreis Bad Kissin-

gen für spürbare Entlastung sorgen.  

 

Diverse Vertreterinnen und Vertreter von Apotheken oder Apo-

thekervereinigungen sprachen mit mir vergangene Woche über 

das EuGH-Urteil zur Aufhebung der Preisbindung für verschrei-

bungspflichtige Medikamente beim europäischen Versandhan-

del. Ich stellte noch einmal klar, dass wir um die Bedeutung der 

Vorort-Apotheke für die Versorgung wissen und diese sehr 

schätzen. Deshalb beraten wir intensiv, welche Konsequenzen 

aus dem EuGH-Urteil zu ziehen sind und ringen um eine rechts-

sichere Lösung. 

Als Schirmherrin eines Parlamentarischen Frühstücks zum 

Thema „Schmerz im Alter“ und einer Veranstaltung zu den 

Wechselwirkungen von Diabetes und Herzinsuffizienz konnte 

ich zudem an wichtigen Diskussionen zur Verbesserung der Ver-

sorgung in Deutschland teilnehmen – und wichtige Eindrücke 

sammeln, wo gesundheitspolitisch Handlungsbedarf besteht.  

 

Ich wünsche Ihnen eine besinnliche Adventszeit!  

Ihre 
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Fotos  

der Woche  

Bei der Veranstaltung „Zuckersüße Herzschwä-
che“ sprach ich als Schirmherrin. Der fast harmlos 
anmutende Titel soll nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass das Thema der Wechselwirkungen 
von Diabetes und Herzinsuffizienz ein sehr ernstes 
ist. Der Fokus liegt auf der Verbesserung des Ver-
sorgungsmanagements der von Mehrfacherkran-
kungen betroffenen Personen. 

Wie man die flächendeckende Versorgung mit 
Arzneimitteln zukünftig sicherstellt und gleichzei-
tig einen fairen Wettbewerb zwischen den Apo-
theken ermöglicht, ist in der aktuellen Debatte 
um das Rx-Versandhandelsverbot die entschei-
dende Frage. Gemeinsam mit meinem Kollegen 
Burkhard Blienert sprach ich hierzu mit der Präsi-
dentin der Apothekerkammer Westfalen-Lippe. 

Statement 
der Woche 

„Bei allem berechtigten Gewinn- 

und Erfolgsstreben – Schaeffler 

muss seiner sozialen Verantwor-

tung gegenüber Mitarbeiterin-

nen und Mitarbeitern, deren Fa-

milien und der Region gerecht 

werden.“ 
Sabine Dittmar 

zur geplanten Werksschließung  

Schaeffler Elfershausen 

Highlights 
der nächsten Woche 

Wann Wo Was 

 
Di ,  
29 .11.  

 
18 h  

  
Weihnachts -
feier  auf  
E in ladung von 
Gesundhei ts-
min ister  Gröhe  

 
Mi,  
30 .11.  

 
10:30 h  

 
SPD-
Frakt ionssaal ,  
Deutscher 
Bundestag  

 
Betr iebsräte -
konferenz 
„Alterssiche -
rung –  s icher  
und gerecht“  

 
Do,  
1.12.  

 
10:30 h  

 
P lenarsaal ,  
Deutscher 
Bundestag  

 
2./3.  Lesung 
Dri ttes P f lege-
stärkungsgesetz  
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„Was ist eigentlich eine  

   Haushaltswoche?“ 
 
 

 

 In den soge-

nannten 

Haushaltswo-

chen wird 

über den 

Bundeshaus-

halt debattiert – 

also über die Frage, 

wie die Mittel des Bundes unter Ministerien 

und Behörden verteilt werden. Genau wie bei 

anderen Gesetzen findet zunächst eine erste 

Lesung statt, wofür eine erste Haushaltswoche 

anberaumt wird. Wenige Wochen später 

kommt es dann zur zweiten und dritten Lesung 

des Entwurfs und schließlich zur Abstimmung in 

einer weiteren Haushaltswoche.  

 

Der Haushalt   

 

Im Haushalt für das Jahr 2016 schlug beispiels-

weise der Anteil für das Ressort Arbeit und So-

ziales mit fast 130 Mrd. Euro am höchsten zu 

Buche, gefolgt vom Etat für das Verteidigungs-

ministerium (34 Mrd.) und der Tilgung der Bun-

desschuld (25 Mrd.).  

Im diesjährigen Haushalt, dessen Gesamtrah-

men sich auf rund 329 Mrd. Euro beläuft, sind 

gut 21 Mrd. Euro zur Bewältigung der Flücht-

lingssituation eingeplant. Für Investitionen, bei-

spielsweise in Infrastruktur, sind 36 Mrd. Euro 

veranlagt.  

 

 

Ablauf 

 

 

Anders als in herkömmlichen Sitzungswochen 

in Berlin finden während der Haushaltswoche 

keine Ausschuss- und Arbeitsgruppensitzun-

gen statt, die Debatten erstrecken sich zudem 

über die gesamte Woche (und nicht, wie nor-

malerweise, von Mittwoch bis Freitag). 

 

 

Höhepunkt der Haushaltswoche bildet die Ge-

neraldebatte, auch „Elefantenrunde“ ge-

nannt: Bei der Diskussion um den Etat des 

Bundeskanzleramtes findet (in der Regel mitt-

wochs) eine grundsätzliche Auseinanderset-

zung um die Politik der Bundesregierung statt. 

Ihr Wesen ist ein großer politischer Schlagab-

tausch um die Leitlinien der Regierungspolitik.  

Mit der finalen Namentlichen Abstimmung 

zum Be-

schluss des 

Haushalts 

durch das 

Parlament 

endet die 

Haushalts-

woche. 

 

 

© Deutscher Bundestag / Lichtblick/Achim Melde 

© Deutscher Bundestag / Julia Nowak 
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TOP-THEMA 
 

Bundeshaushalt 2017: Investitionen in Sicherheit und sozialen Zusammenhalt 

Das Wichtigste zusammengefasst: An diesem Freitag hat der Bundestag den Haushalt 2017 beschlos-
sen. Der Etat sieht Ausgaben und Einnahmen von jeweils 329,1 Milliarden Euro vor. Zum vierten Mal 
in Folge will der Bund keine Schulden machen. Zugleich wird aber auch investiert, und zwar auf Druck 
der SPD-Fraktion so, dass der soziale Zusammenhalt in der Gesellschaft gestärkt wird. 

 
2017 tritt der letzte Bundeshaushalt der Großen Koalition in Kraft. Der Bund wird seine Ausgaben im 
nächsten Jahr erneut ohne neue Schulden finanzieren. „Mit dem Haushalt 2017 setzen wir die sehr 
erfolgreiche Haushaltspolitik der vergangenen Jahre fort. Vier Jahre ohne Neuverschuldung stehen für 
sich und sind ein starkes Signal der Generationengerechtigkeit“, sagt der haushaltspolitische Sprecher 
der SPD-Bundestagsfraktion, Johannes Kahrs. Aber die Große Koalition investiert auch, und zwar auf 
Druck der SPD-Fraktion so, dass der soziale Zusammenhalt in der Gesellschaft gestärkt wird. 
 
Die Haushaltsberatungen des Bundestages sind an diesem Freitag abgeschlossen worden. Der Bundes-
tag hat einen Etat 2017 beschlossen, der Ausgaben und Einnahmen von jeweils 329,1 Milliarden Euro 
vorsieht (Drs. 18/9200, 18/9202). 
 
Im Vergleich zu diesem Jahr sollen die Einnahmen und Ausgaben um insgesamt 12,2 Milliarden Euro 
erhöht werden. Für Investitionen sind 36 Milliarden Euro vorgesehen. Die Einnahmen aus Steuern be-
tragen im kommenden Jahr rund 301,78 Milliarden Euro. 
 
Zentrale Vorhaben des Koalitionsvertrages sind nun umgesetzt. Das ist auch deshalb ein großer Erfolg, 
weil es der dritte Haushalt ohne neue Schulden ist. Es gibt mehr Investitionen in Bildung, Infrastruktur 
und Kommunen. Die Abgeordneten von SPD und Union sind sogar weit über die ursprünglich geplanten 
Vorhaben mit einem Volumen von 23 Milliarden Euro hinausgegangen, etwa mit dem Ende 2014 be-
schlossenen zusätzlichen 10-Milliarden-Investitionsprogramm oder dem kommunalen Investitions-
fonds für finanzschwache Kommunen, den die Koalitionsfraktionen in den kommenden Wochen mit 
einem Nachtragshaushalt sogar noch einmal auf dann 7 Milliarden Euro verdoppeln werden. Das sind 
wichtige Erfolge, für die sich die SPD-Fraktion stark gemacht hat. 
 
Das sozialdemokratische Solidarprojekt 

Mit dem Bundeshaushalt 2017 wird der sozialdemokratisch geprägte Kurs der Großen Koalition fort-
gesetzt: Denn beschlossen wird der Einstieg in das von Vizekanzler Sigmar Gabriel (SPD) im Frühjahr 
durchgesetzte Solidarprojekt, mit dem zum Beispiel die innere Sicherheit gestärkt wird: Mit einem 
zweiten Sicherheitspaket gibt es bis 2020 zusätzliche 4300 neue Stellen und rund 880 Millionen Euro 
an Personal- und Sachmittel im Sicherheitsbereich. Und es wird noch einmal massiv in die Bekämpfung 
von Fluchtursachen und die humanitäre Hilfe investiert. Außerdem werden die Mittel für die Extremis-
musprävention und das Programm „Demokratie jetzt“ verdoppelt. 
 
Zum Solidarprojekt gehören übrigens auch 5 Milliarden Euro mehr für sozialen Wohnungsbau, soziale 
Integration, Familien und Langzeitarbeitslose. 
 
Es werden aber auch ganz unterschiedliche Bereiche stärker gefördert als zunächst geplant, zum Bei-
spiel: 
 

 die Kultur in Deutschland für verschiedene Projekte mit rund 250 Millionen Euro. 
 die Entwicklung der ländlichen Räume mit 30 Millionen Euro. 
 die Verlängerung des Programms „Altersgerechtes Umbauen“ mit einem Volumen 75 Millio-

nen Euro. 
 das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt mit 42 Millionen Euro mehr für sechs neue 

Institute. 
 die Institute der Fraunhofer-Gesellschaft mit jährlich 60 Millionen mehr. 
 der Klimaschutz und Biologische Vielfalt mit insgesamt 70 Mio. Euro mehr. 
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 das THW mit 3 Millionen Euro mehr für Jugendverbände und Nachwuchswerbung. 
 Die Bundeszentrale für Politische Bildung mit zusätzlich 3 Millionen Euro. 

 
Insgesamt lässt sich feststellen: Die Koalition schafft einen Haushalt, der Ausgabendisziplin und Null-
verschuldung mit politischer Schwerpunktsetzung und einer Verstärkung der Investitionen verbindet. 
 
 

Generalaussprache zum Haushalt: Hass und Aufwiegelung vergiften eine 

Demokratie 
Wie umgehen mit dem Hass in der Gesellschaft und in den sozialen Medien? Und wie begegnet man 
dem Rechtspopulismus am besten? Diese Themen standen in der so genannten Generaldebatte am 
Mittwoch im Zentrum der Reden.  
 
„Demokratische Wahlen sind auch dann richtig, wenn sie nicht das gewünschte Ergebnis bringen“ – 
Thomas Oppermann widmete sich in seiner Rede zunächst ausführlich der US-Wahl. Zwar müsse das 
Ergebnis akzeptiert werden, die „schmutzige Art“ des Wahlkampfes allerdings nicht. Respekt und An-
stand gehörten zu demokratischen Voraussetzungen. 
 
Deshalb mahnte Oppermann auch, dass Aufwiegelung und Hass eine Demokratie vergiften können. 
„Das dürfen wir nicht zulassen!“ 
 
Wie das vermieden werden kann, begründete Oppermann auch mit einem stärkeren Europa und ei-
nem freien Handel, weil das Gegenteil zu Abschottung führe, was wiederum den Nationalismus und 
Protektionismus befördere – ein Teufelskreis. 
 
Fest steht für den Fraktionsvorsitzenden aber auch, dass Wählerbeschimpfung die schlechteste Lösung 
ist. „Denn genau dieser moralische Zeigefinger schweißt die Wähler populistischer Parteien erst recht 
zusammen.“ Statt die Wähler zu beschimpfen, sollte die US-Wahl ein „Weckruf für alle Demokraten 
sein: sich auf die Fragen zu konzentrieren, die die Menschen im Alltag wirklich beschäftigen.“ 
 
Oppermann lieferte zwei Antworten: erstens einen handlungsfähigen Staat, „der Regeln setzt, diese 
auch durchsetzt und die Menschen so vor Gewalt und Kriminalität schützt“. Und zweitens einen Staat, 
„der soziale Sicherheit bietet, der Menschen auffängt, wenn sie ihre Arbeit verlieren und verhindert, 
dass sie sozial abrutschen.“ 
 
Hass im Internet 

Auch dem Hass und der Desinformation in den sozialen Netzwerken widmete sich Oppermann, indem 
er zum einen Bundesjustizminister Heiko Maas (SPD) lobte, der Druck auf Facebook ausübe, und zum 
anderen, indem er die Plattform kritisierte, dass sie zwar viel Geld mit Kommunikation verdiene, aber 
mit Ermittlern nur unzureichend spreche. 
 
Er kam auch auf die Türkei zu sprechen. Deutlich mahnte Oppermann den türkischen Präsidenten Erdo-
gan: „Wer Richter, Staatsanwälte, Journalisten und Abgeordnete verhaftet, wer die Opposition ins Ge-
fängnis steckt, der stört die Demokratie – und da dürfen wir in Europa nicht schweigen.“ Er fügte hinzu, 
sollte Erdogan die Todesstrafe in der Türkei wieder einführen, sei das das Ende der EU-
Beitrittsverhandlungen. Zugleich versicherte er den türkischen Bürgern, die die Demokratie wollen, 
volle Solidarität. 
 

Ein Einwanderungsgesetz vonnöten 

In dem Zusammenhang warb der Fraktionschef auch für ein modernes Einwanderungsgesetz. Einen 
Entwurf dazu hatte die SPD-Bundestagsfraktion unter Oppermanns Führung unlängst vorgelegt. Zweck 
eines solchen Gesetzes ist laut Oppermann vor allem, besser zu unterscheiden zwischen Asyl und Ar-
beitseinwanderung. „Unser Asylsystem ist auch deshalb so überlaufen, weil wir diese Unterscheidung 
nach außen hin faktisch nicht mehr machen“, so Oppermann. 
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Neben einem Einwanderungsgesetz ist der SPD-Fraktion auch die Aufhebung des Kooperationsverbo-
tes wichtig. Die Sozialdemokraten wollen dem Bund über eine Grundgesetzänderung die Möglichkeit 
eröffnen, Kommunen im Bildungsbereich direkt finanziell helfen zu können. Oppermann: „Es ist ein 
Unding, dass in unserem Land Schulen in einem miserablen Zustand sind, weil Städte und Gemeinden 
nicht genug Geld haben, eine anständige Schule für unsere Kinder bereitzustellen. Und auf der anderen 
Seite haben wir im Bund Haushaltsüberschüsse, und das Grundgesetz verbietet uns, einen Teil davon 
unseren Schulen zugutekommen zu lassen.“ Oppermann betonte, dass die Koalition nicht nur das 
Grundgesetz ändern werde, „sondern wir werden sofort 3,5 Milliarden Euro für Schulen in finanz-
schwachen Kommunen bereitstellen.“ 
 
Bund hilft den Kommunen massiv 

Thomas Jurk, Haushaltsexperte der SPD-Fraktion, betonte in seiner Rede die Hilfen des Bundes für 
finanzschwache Kommunen. Er nannte als Förderbeispiele den Kitaausbau und die verdoppelten Hilfen 
für Sprachkitas. Auch die Neuordnung der Bund-Länder-Finanzbeziehungen werde den Bund viel Geld 
kosten und dessen Handlungsspielraum weiter einschränken. Es sei aber dennoch richtig und wichtig, 
weil mit diesen Maßnahmen nicht zuletzt der soziale Zusammenhalt im Land gesichert werde. 
 
Die SPD-Abgeordnete Bettina Hagedorn, Berichterstatterin für den Haushalt des Bundesinnenministe-
riums, bezog sich in ihrer Rede ebenfalls auf die sozialen Investitionen des Bundes, etwa in die Auswei-
tung der Integrationskurse und die Stärkung des THW. Ehrenamtliches Engagement könne nicht hoch 
genug geschätzt werden, so Hagedorn. 
 
 
VERANSTALTUNG 
 
Konferenz: Krisendiplomatie auf Hochtouren 
Bis auf den letzten Platz war der Fraktionssaal am Dienstag besetzt, als Fraktionschef Thomas Opper-
mann die Konferenz „Krisendiplomatie auf Hochtouren – Zukunftsperspektiven für Syrien und den Na-
hen Osten“ eröffnet hat. Auf die zahlreich erschienenen Gäste wartete ein hochkarätig besetztes Pro-
gramm, in dem zentrale Fragen der Krisendiplomatie unter anderem mit Bundesaußenminister Stein-
meier erörtert wurden. 
 
Der Syrien-Konflikt ist nun schon eine über Jahre anhaltende Krise, die von Jahr zu Jahr komplexer wird. 
Eine politische Lösung zu finden wird immer schwieriger. Und dennoch muss das das Ziel der interna-
tionalen Gemeinschaft bleiben. Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) betonte in seiner 
Rede die zwingende Notwendigkeit einer politischen Lösung. Zudem rief er die Beteiligten auf, endlich 
die Angriffe auf zivile Ziele wie Krankenhäuser und Wohnhäuser zu stoppen. 
 
Syrien nicht im Stich lassen 

Auch die Vereinten Nationen gehören zu den Organisationen, die sich intensiv und trotz aller Rück-
schläge weiter um eine Beendigung des Konflikts bemühen. Seit mehr als zwei Jahren ist der erfahrene 
Krisendiplomat Staffan de Mistura als Sonderbeauftragter des VN-Generalsekretärs für Syrien im Dau-
ereinsatz. Sein Engagement wurde bei der Konferenz der SPD-Bundestagsfraktion gewürdigt, und so-
wohl Thomas Oppermann als auch Frank-Walter Steinmeier dankten ihm persönlich für seinen Einsatz. 
De Mistura drückte die Befürchtung aus, dass der syrische Machthaber Assad die Zeit bis zum Amtsan-
tritt des neuen US-Präsidenten Donald Trump für eine zerstörerische Offensive nutzen könnte. Assad 
setze darauf, den Konflikt militärisch zu gewinnen. Diese Strategie werde aber nicht aufgehen, so de 
Mistura. Es müsse weiter alles für eine politische Lösung getan werden. „Wir dürfen die Syrer nicht im 
Stich lassen“, so der Diplomat. 
 
Im gemeinsamen Gespräch mit dem außenpolitischen Sprecher der SPD-Fraktion, Niels Annen, beton-
ten die Spitzendiplomaten, dass nur ein politischer Prozess, der alle Beteiligten einbindet, einen Weg 
aus der Syrien-Krise weisen kann – bei gleichzeitiger Bekämpfung des Islamischen Staats. Dabei ist der 
Frieden in Syrien nicht nur wichtig für die Not leidende Bevölkerung, der Konflikt hat weitreichende 
Auswirkungen auf die gesamte Region. 
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Was ist von den USA zu erwarten? 

Mit diesem Aspekt setzte sich die Konferenz in einem weiteren Teil auseinander. Was ist vom „Arabi-
schen Frühling“ übriggeblieben? Welches Engagement ist vom neuen US-Präsidenten Donald Trump 
zu erwarten? Und vor allem: Welchen Beitrag kann der Bundestag zur deutschen Außenpolitik im Na-
hen und Mittleren Osten leisten? Über diese Fragen diskutierte die Fernsehjournalistin und ehemalige 
Korrespondentin in der Region, Astrid Frohloff, mit dem Journalisten Markus Bickel, dem Direktor der 
Stiftung Wissenschaft und Politik Volker Perthes und mit Michelle Müntefering, die für die SPD-
Fraktion die deutsch-türkische Parlamentariergruppe leitet und Mitglied im Auswärtigen Ausschuss ist. 
 
SPD-Fraktionsvize Rolf Mützenich warnte abschließend davor, dass die künftige US-Regierung Trumps 
bisher keine Agenda für den Nahen und Mittleren Osten erkennen lasse. Sollten die USA das Atomab-
kommen mit dem Iran aufkündigen, drohe weitere Instabilität bis hin zu neuen Stellvertreterkriegen. 
„Wir müssen uns auf schwierige Situationen einstellen“ sagte Mützenich. Umso wichtiger sei, dass 
Deutschland und die EU eine klare Linie verfolgten und auf die Einhaltung der Abkommen drängten. 
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